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Bei Altersteilzeitverträgen wird durch den Arbeitgeber ein monatlicher Aufstockungsbetrag bezahlt, um die Verdiensteinbußen durch die Reduzierung der Arbeitszeitleistung abzufedern.

Nach dem Altersteilzeitgesetz (AltTzG) beläuft sich der monatliche Aufstockungsbetrag auf die Differenz zwischen dem Teilzeitnettoentgelt und 70 % des Vollzeitnettoentgeltes. In vielen Altersteilzeitverträgen wird der Betrag auf 85-90 % des Vollzeitnettogehaltes erhöht.

Dieser Aufstockungsbetrag unterliegt weder dem Abzug von Lohnsteuer noch von Sozialversicherungsabgaben. Entsprechende Regelungen finden sich auch in den Alters-teilzeitverträgen.

Arbeitnehmer, die dieser vertraglichen Bestimmung vertrauen, können jedoch ihr blaues Wunder erleben, wenn der erste Steuerbescheid während der Altersteilzeit eintrifft. Haben die Arbeitnehmer nämlich noch anderes Einkommen (z.B. aus Kapital oder Vermietung und Verpachtung), werden die Ausgleichsbeträge zur Festlegung des Steuersatzes für das übrige steuerpflichtige Einkommen berücksichtigt (sogenannter Progressionsvorbehalt).
Folge ist, daß auf andere, steuerpflichtige Einkünfte, höhere Steuern zu entrichten sind, als wenn der Ausgleichsbetrag nicht bezahlt würde (sogenannte Schattenbesteuerung).

Das Bundesarbeitsgericht hat im Urteil vom 25.06.2002 - 9 AZR 155/01 entschieden, daß der Arbeitgeber die höheren Steuerbeträge nicht zu erstatten braucht, da sich dies weder aus dem Altersteilzeitgesetz ergebe, noch der Arbeitgeber entsprechende Aufklärungspflichten habe.

Es ist daher dringend anzuraten, beim Abschluß von Altersteilzeitverträgen auf jeden Fall zu versuchen, höhere Belastungen durch die Schattenbesteuerung dem Arbeitgeber im Wege der Verhandlungen aufzuerlegen.

Das Urteil des BAG ist noch nicht veröffentlicht. Es ergibt sich aus den Pressemitteilungen des BAG Nr. 45/02. Die Pressemitteilungen des BAG können unter www.bundesarbeitsgericht.de bezogen werden.f:\\eurodata\\speech\\Windirsc\\D0007724.wav|NET7724
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